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Entwurf eines Gesetzes zur Befreiung von Miiitärsteuern 


A. Problem 

Zur Finanzierung der bundesdeutschen Kostenbeteiligung am 
Golfkrieg, welche schon jetzt mit über 13 Mrd. DM zugunsten der 
UN-Verbände beziffert wird, erwägt die Bundesregierung eine 
Steuererhöhung und damit eine direkte finanzielle Belastung der 
Bürgerinnen und Bürger mit Kriegskosten. Besonders für Kriegs- 
gegnerinnen und Pazifisten ist die Erwartung einer solchen aktu- 
ellen „Golfkiegs-Sondersteuer" unzumutbar, weil sie sich einer 
derartigen Mitfinanzierung von Kriegshandlungen trotz Gewis- 
sensbedenken legal kaum entziehen könnten. 

Abgesehen von diesem gegenwärtigen Anlaß bestand auch schon 
bisher poütischer Handlungsbedarf zu diesem Problem. Denn be- 
reits in den letzten Jahren heß der Zusammenbruch von Feindbü- 
dem im Zuge der pohtischen Veränderungen in Mittel- und Ost- 
europa anhaltend hohe staathche Ausgaben für Rüstungsfinanzie- 
rung und Müitär bei zunehmend größeren Teilen der Bevölkerung 
als fragwürdig und sinnlos erscheinen. Umweltzerstörung, ato- 
mare Katastrophen wie die von Tschernobyl, Kriege, Hunger und 
völhg unzureichende (Über-) Lebensgrundlagen in der Dritten 
Welt haben ein Bewußtsein darüber entstehen lassen, daß nur eine 
weltweite und sohdarische Sichtweise sowie entsprechendes Han- 
deln — statt Rüstung und Krieg — ein Überleben der Erde und der 
mit deren Existenz schicksalhaft verknüpften Menschheit ermög- 
hchen wird. 

Aus diesem veränderten ethischen Bewußtsein treten bei einer 
zunehmenden Anzahl von Bürgern und Bürgerinnen tiefreichende 
Gewissenskonflikte auf, die aus der Erkenntnis des Zusammen- 
hangs von Steuerpflicht und Mihtärausgaben entspringen. Es er- 
scheint vielen Bürgern und Bürgerinnen unerträglich, solche Tä- 
tigkeiten des Staates durch ihre persönlichen Steuerabgaben zu 
finanzieren, die sie als verwerflich und sinnlos ansehen. Viele Bür- 
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ger/innen würden deshalb gern den Anteil ihrer Steuerabgaben, 
mit dem Militärausgaben finanziert werden, für einen sinnvolle- 
ren, zukunftssichemden Zweck verwendet sehen. Für sie besteht 
allerdings nach dem bisher geltenden Haushalts- und Abgaben- 
recht keine Möglichkeit, dieser politischen Grundhaltung Aus- 
druck zu verleihen. 


B. Lösung 

Den Steuerpflichtigen wird keine generelle Mitsprache über die 
Verwendung ihres Steueraufkommens zugebüligt, weil dies staat- 
hche Finanzplanung verunmöglichen würde; vielmehr wird eine 
solche Rücksichtnahme auf die durch Artikel 4 Abs. 1 GG ge- 
schützten Gewissensentscheidungen der Bürger/innen nur in 
dem besonders sensiblen Bereich der Militär- Finanzierung vorge- 
schlagen. 

Es wird eine Zwecksteuer erhoben, die — getrennt von dem allge- 
meinen Abgabenaufkommen des Bundes — in ein Sondervermö- 
gen des Bundes einfließt und ausschließlich zur Finanzierung von 
Militärausgaben dient. Von dieser Zwecksteuer kann Befreiung 
erlangt werden mit der Folge, daß der entsprechende Steueranteil 
einem Sondervermögen „Rüstungskonversion" zufließt, aus dem 
— ebensowenig wie aus dem allgemeinen Steueraufkommen — 
keine müitärischen Ausgaben getätigt werden dürfen. Jede/r 
Steuerpflichtige erhält die Möglichkeit, seine/ihre Beteiligung an 
der Finanzierung von Rüstungs- und Militärausgaben zu beenden, 
wenn ihm/ihr dies aufgrund einer Gewissensentscheidung unab- 
weisbar erscheint. Gemäß dem Grundsatz der Steuergleichheit 
verändert sich die Verpflichtung zur Entrichtung von Steuern der 
Höhe nach hierdurch nicht. 


C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Geringfügige zusätzliche Verwaltungskosten durch administrati- 
ven Mehraufwand. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Befreiung von Miiitärsteuern 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Militärfonds 

(1) Der Bund errichtet das unselbständige Sonder- 
vermögen „Bundesmüitärfonds“. Die Verwaltung des 
Fonds untersteht dem Bundesminister der Verteidi- 
gung. 

(2) Ausgaben des Bundes im Zusammenhang mit 
der müit arischen und zivilen Verteidigung sowie der 
Mitwirkung im Verteidigungsbündnis werden aus- 
schheßhch aus dem Fonds finanziert. Für Verbindhch- 
keiten, die der Bund zum Zwecke der miütärischen 
Verteidigung eingeht, haftet neben dem Vermögen 
der Bundeswehr ausschheßhch der Fonds, 

§ 2 

Rüstungskonversionsionds 

(1) Der Bund errichtet das unselbständige Sonder- 
vermögen „Bundesfonds zur Konversion von Rü- 
stungsproduktionen". Die Verwaltung des Fonds un- 
tersteht dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung im Benehmen mit den Bundesministern für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, der Vertei- 
digung und für wirtschaftiiche Zusammenarbeit. 

(2) Der Bundesfonds dient der Konversion von Rü- 
stung in ökologisch und sozial verträghche Produktio- 
nen. Der Bundesfonds dient außerdem der Finanzie- 
rung von Ausgaben des Bundes in Zusammenhang 
mit Maßnahmen zur Abrüstung, Förderung der Völ- 
kerverständigung und des Weltfriedens sowie der 
Entwicklungshilfe. 

(3) Beim Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ein ständiger Beirat eingerichtet, der den 
Bundesminister bei der Verwendung der Bundesmit- 
tel berät. Die Zusammensetzung des Beirates soll die 
verschiedenen Interessengruppen nach Maßgabe der 
gemäß Absatz 2 zu fördernden Ziele widerspiegeln. 

§3 

Haushalt 

(1) Das Haushaltsjahr der Fonds ist das Kalender- 
jahr. 

(2) Der Bundesminister der Verteidigung erstellt im 
Einvernehmen mit den zuständigen Bundesministern 
über die voraussichtiichen Einnahmen und Ausgaben 
eines Haushaltsjahres einen Haushaltsplanentwurf, 
der von der Bimdesregierung beschlossen wird. Be- 


stimmungen in anderen Gesetzen und Verordnungen, 
die sich auf den Bundesplan beziehen, gelten auch für 
diese Haushaltspläne, sofern in diesem Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist. § 26 Abs. 2 Bundeshaushaltsord- 
nung findet keine Anwendung. 

(3) Die Haushaltspläne werden durch Gesetz festge- 
stellt und verkündet. 

§4 

Rechnungslegung 

Die Vorschriften der Bundeshaushaltsordnung über 
die Rechnungslegung finden mit der Maßgabe An- 
wendung, daß an die Stelle des Bundesministers der 
Finanzen im Falle des § 1 der Bundesminister der Ver- 
teidigung, im Falle des § 2 der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung tritt. 

§5 

Finanzierung 

(1) Dem Müitärfonds fließen ausschheßhch Beiträge 
zu, die nach den folgenden Absätzen erhoben wer- 
den. Der Bund, die Länder sowie andere selbständige 
und unselbständige Körperschaften und Anstalten 
des öffenthchen Rechts dürfen dem Müitärfonds keine 
Zuwendungen, insbesondere keine Zuschüsse oder 
Darlehen gewähren. Die Finanzierung über Anleihen 
und Schuldscheindarlehen ist ausgeschlossen. 

(2) Dem Bundesfonds zur Konversion von Rüstungs- 
produktionen fließen die Anteile der Mihtärsteuer zu, 
für die Befreiung gemäß § 6 erteilt wurde. 

(3) Der Bund erhebt eine Mihtärsteuer als zweckge- 
bundene Einkommensteuer. Steuerpfhchüg ist, wer 
nach dem Einkommensteuergesetz der Einkommen- 
steuer unterhegt. 

(4) Die Mihtärsteuer wird in Höhe eines Vomhun- 
dertsatzes des Einkommensteuerbetrages erhoben, 
der sich aus den Vorschriften des Einkommensteuer- 
gesetzes ergibt. 

(5) Der Vomhundertsatz nach Absatz 4 wird durch 
Gesetz festgesetzt. 

(6) Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit 
wird die Mihtärsteuer durch Abzug vom Arbeitslohn 
erhoben. Die Vorschriften des Einkommensteuerge- 
setzes über den Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohn- 
steuer) finden entsprechende Anwendung. 

(7) Bei der Verteilung des Aufkommens der Ein- 
kommensteuer ist das Aufkommen der Mihtärsteuer 
dem Einkommensteueranteil anzurechnen, der dem 
Bund zusteht. 
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§6 

Befreiung 

(1) Wer aus Gewissensgründen militärische Vertei- 
digung ablehnt, hat einen Anspruch auf Freistellung 
von der Militärsteuer. 

(2) Die Befreiung von der Militärsteuer ist auf An- 
trag durch Bescheid zu erteilen. Der Antrag ist für 
jedes Steuerjahr mit der Einkommensteuererklärung 
zu stellen. 

§7 

Feststellungsklage 

(1) Jede/r Mann/Frau kann durch Klage feststellen 
lassen, daß entgegen § 1 Abs. 2 Ausgaben der mihtä- 


rischen und zivilen Verteidigung aus anderen Mitteln 
als aus denen des Militärfonds finanziert werden. 

(2) Jede/r Mann/Frau kann durch Klage feststellen 
lassen, daß entgegen § 2 Abs. 2 Mittel zu anderen als 
den dort genannten Zwecken verausgabt werden. 

(3) Für Feststellungsklagen ist der Verwaltungs- 
rechtsweg eröffnet. 


§8 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 1. Februar 1991 


Frau Koppe 
Dr. Feige 
Poppe 

Frau Schenk 
Schulz (Berlin) 

Dr. Ullmann 
Weiß (Berlin) 

Frau Wollenberger 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Jeder Mensch muß die Möghchkeit haben, seine Be- 
teüigung an der Finanzierung von Militär und Rü- 
stung zu beenden, wenn ihn sein Gewissen dazu nö- 
tigt. Es sind bereits weit über 800 Fälle bekanntgewor- 
den, in denen Bürger/innen unter Berufung auf den 
von der Verfassung gewährleisteten Schutz der Ge- 
wissensfreiheit nach Artikel 4 GG ihre Steuerzahlung 
(partiell) verweigerten. Es ist davon auszugehen, daß 
viele Bürger/innen ihre Steuern bisher nur deshalb 
nicht verweigert haben, weil sie dies für rechtlich und 
tatsächlich aussichtslos halten oder weil sie dem Ab- 
zugsverfahren unterlegen sind imd von daher keine 
Gelegenheit sehen, Abgaben für Müitärkosten zu ver- 
weigern. 

Für die Verweigerung der Rüstungsteuer gibt es bis- 
her keine gesetzhche Grundlage; dies soll durch den 
vorliegenden Gesetzentwurf geändert werden. 

Der Gesetzentwurf regelt zunächst die Neuorganisa- 
tion der Finanzierung der mihtärischen Verteidigung 
über einen Mihtärfonds, der aus einer Zwecksteuer 
gespeist wird. Steuern sind nach § 3 Abgabenordnung 
— diese Definition gilt auch für den verfassungsrecht- 
lichen Steuerbegriff — Geldleistungen, die keine Ge- 
genleistung für eine besondere Leistung darstellen 
und von einem öffentlich-rechthchen Gemeinwesen 
zur Erzielung von Einnahmen allen auf erlegt werden, 
bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz 
die Leistungspfhcht knüpft. Nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts widerspricht es nicht 
dem Begriff der Steuer, wenn das Aufkommen aus der 
Abgabe einer Zweckbindung unterliegt (BVergGE 7, 
244 ff., 254), denn der zu finanzierende Zweck stellt 
keine Gegenleistung für die Abgabepflichtigen dar. 
Die Bindung des Steueraufkommens an einen be- 
stimmten Zweck, hier die Finanzierung der militäri- 
schen Verteidigung, ermöglicht es den einzelnen 
Steuerpflichtigen, gerade auf diesen Zweck den fi- 
nanziellen Beitrag zu verweigern. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zü§ 1 

Die Bindung des Steueraufkommens an einen be- 
stimmten Zweck, hier die Finanzierung der militäri- 
schen und zivilen Verteidigung, ermöglicht es den 
einzelnen Steuerpflichtigen, gerade für diesen Zweck 
ihre finanzielle Beteihgung zu verweigern. Zugleich 
wird sichergestellt, daß der Mihtärhaushalt nicht da- 
neben noch aus anderen Abgabequellen gespeist 
wird, weil nur so die Verweigerung tatsächlich und 
umfassend wirksam wird. 

Die Errichtung eines Sondervermögens ist erforder- 
hch, um zu gewährleisten, daß die eingehenden Mittel 


nicht dem allgemeinen Staatshaushalt zufließen. Da- 
mit ist die Einnahmebindung zugunsten des Zwecks 
der militärischen Verteidigung sichergestellt. Die Bil- 
dung von Sondervermögen dieser Art ist im Finanz- 
wesen des Bundes übhch. 

Es ist zweckmäßig, die Verwaltung des Fonds dem 
Bundesminister der Verteidigung zu übertragen, da 
diesem auch die Verwendung der Mittel nach Maß- 
gabe des Haushaltsplanes obliegt. 

Die Kosten der mihtärischen Verteidigung, die aus 
dem Fonds zu finanzieren sind, müssen so abgegrenzt 
sein, daß sie alle jene Zwecke erfassen, die geeignet 
sein können, Gewissenskonflikte im Hinbhck auf 
Kriegsvorbereitung und Kriegführung auszulösen. 
Dazu gehören zunächst sämthche Kosten, die bisher 
schon in den Haushalt des Bundesministers der Ver- 
teidigung eingestellt worden sind. Weiterhin gehören 
dazu auch jene Kosten, die auf Grund der Einbindung 
in Müitärbündnisse entstehen. Die Finanzierung von 
Infrastrukturmaßnahmen für NATO-Truppen über 
die Länder und Kommunen ist damit ausgeschlossen. 
Auch die Kosten für den Zivilschutz sind als im Zu- 
sammenhang mit der mihtärischen Verteidigung auf- 
tretende Kosten anzusehen. Abgrenzungsschwierig- 
keiten bei der Entscheidung darüber, ob Ausgaben 
des Bundes der mihtärischen und zivilen Verteidi- 
gung dienen, können nicht von vornherein dadurch 
ausgeschlossen werden, daß aUe in Betracht kommen- 
den Ausgabenposten gegenständhch bezeichnet und 
enumerativ aufgeführt werden. Es ist in Kauf zu neh- 
men, daß die Generalklausel in § 1 Abs. 2 die Gefahr 
der Umgehung in sich birgt. Um dieser Gefahr zu 
begegnen, ist auf das Verfahren in § 7 zurückgegriffen 
worden. 

Um sicherzusteUen, daß Bürger/innen mittels Steuern 
nicht indirekt zur Finanzierung der mihtärischen und 
zivilen Verteidigung beizutragen gezwungen sind, ist 
festgesteUt, daß der Bund mit seinem aUgemeinen 
Vermögen für Verbindhchkeiten, die er zum Zwecke 
der mihtärischen Verteidigung eingegangen ist, keine 
Haftung übernimmt. Insbesondere bei kostenintensi- 
ven und längerfristigen Rüstungsprojekten wird dies 
von der Bundesregierung bzw. dem Bundesverteidi- 
gungsminister zu berücksichtigen sein. 


Zu §2 

Die Anteile Mihtär Steuer, bei denen Befreiung erwirkt 
wurde, fließen direkt in ein Sondervermögen zur Fi- 
nanzierung der Rüstungskonversion. Als eines der 
Hauptargumente gegen den Abbau von Rüstung und 
Mihtär wird immer wieder auf die wegfaUenden Ar- 
beitsplätze verwiesen und damit die Beibehaltung 
oder sogar der Ausbau von Hochrüstung gerechtfer- 
tigt. Sicherhch werden bei weniger zur Verfügung 
stehenden Mitteln für Rüstungsfinanzierung Mihtär- 
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arbeitsplätze wegfallen, so z. B, im Bereich der Her- 
stellung von Kriegsschiffen, Kampfflugzeugen, Pan- 
zern, Raketen, Schußwaffen, Munition u.v. a.m. Den 
hiervon betroffenen Menschen werden neue Arbeits- 
plätze in Produktionen und gesellschaftlichen Berei- 
chen zur Verfügung gestellt werden müssen, die so- 
zialverträghch und zukunftssichernd sind. Durch die 
Einrichtung des Rüstungskonversionsfonds und des- 
sen Speisung aus verweigerten Militärsteuern werden 
für den Umbau der „Rüstungsgesellschaft" Geldmit- 
tel zur Verfügung gestellt. Daß diese Mittel angesichts 
der beschriebenen Aufgabe nicht ausreiche, dürfte 
jedem deutlich sein. Der Gesetzentwurf schheßt des- 
halb auch nicht aus, sondern geht — unausgespro- 
chen — davon aus, daß weitere Steuermittel für diese 
Aufgabe nötig sein werden. 

Ein weiteres Argument gegen Rüstungsabbau war 
stets die zu erhaltende Verteidigungsfähigkeit gegen 
„Feinde" von außerhalb der bundesdeutschen Gren- 
zen. Durch die hoffnungsvollen Entwicklungen in 
ganz Europa und das Ende des Hochrüstens zwischen 
den beiden Mihtärgiganten Sowjetunion und USA 
wird diesem Argument ein gutes Stück seiner Grund- 
lage entzogen. Der Verweis auf die neuen Kriegsge- 
fahren insbesondere im Verhältnis der Staaten der 
nördlichen zur südlichen Erdhalbkugel schlägt schon 
deshalb nicht durch, weil die sozial und ökologisch 
lebensbedrohliche Situation der Menschen in den 
meisten der Staaten, von denen angeblich eine 
„Kriegsgefahr" oder eine „Bedrohung für die zivili- 
sierte Welt" ausgeht, eine von ebenjenen zivilisierten 
Staaten mindestens mitverursacht ist. Die (Spät-)Fol- 
gen rücksichtsloser und ausbeuterischer Kolonial- 
und Interessenpohtik in diesen Ländern sowie Waf- 
fenlieferungen nicht vorstellbaren Ausmaßes in soge- 
nannte „Spannungsgebiete" haben dazu beigetra- 
gen, daß diese Völker kein Leben in Frieden finden 
und damit auch der Weg zum Weltfrieden versperrt 
ist. Nur durch eine radikale Bewußtseinsänderung vor 
allem in den reichen Ländern der westhchen Welt und 
(auch) materielle Unterstützung der hilfsbedürftigen 
Völker ist auf Änderung zu hoffen. Aus diesem 
Grunde sieht der Gesetzentwurf vor, daß neben Aus- 
gaben zur Rüstungskonversion auch solche zur Förde- 
rung des Weltfriedens, insbesondere Ausgaben zur 
Entwicklungshilfe erfolgen sollen. Aus diesem 
Grunde erscheint auch das interministerielle Zusam- 
menwirken sinnvoll. Um die zunehmende Entfernung 
der politisch Verantwortlichen von den realen Bedürf- 
nissen der Menschen zu vermindern und vielmehr 
sach- sowie lebensgerechtere Entscheidungen zu för- 
dern, ist vorgesehen, daß die gesellschaftiich relevan- 
ten Gruppen über die Verwendung der Mittel mitbe- 
raten. 


Zu §3 

Die Regelung entspricht dem allgemeinen Haushalts- 
recht (§ 4 BHO). Die Einvemehmungsregelung in § 3 
Abs. 2 sieht ein abgeändertes Verfahren zu § 28 Abs. 1 
BHO vor. Dies rechtfertigt sich aus dem besonderen 
Zuschnitt der Aufgaben- und Verantwortungsberei- 
che. Des weiteren wird klargestellt, daß die Sonder- 
vermögen denselben Regelungen wie der allgemeine 


Bundeshaushaltsplan unterworfen sind, sofern in die- 
sem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. § 26 Abs. 2 
BHO ist deshalb unanwendbar, weil diese Vorschrift 
für Sondervermögen das allgemeine Budgetprinzip 
der Vollständigkeit ausschheßt, was hier jedoch uner- 
wünscht ist. Das Vollständigkeitsprinzip verlangt, daß 
nicht nur die Salden aus den Einnahmen und Ausga- 
ben (Nettoprinzip), sondern alle Einnahmen und vor 
allem alle Ausgaben in voller Höhe unsaldiert ver- 
zeichnet werden. Nur so ist ein Einblick über die ge- 
plante Staatstätigkeit möghch. Dies ist nicht nur im 
Hinblick auf die vollständige parlamentarische Kon- 
trolle wichtig, sondern auch im Hinblick auf die Bür- 
ger/innen, die nur so in der Lage sind, sich ausrei- 
chend über Herkunft und Verwendung der Mittel zu 
informieren. 

Die Haushalte der Sondervermögen unterhegen 
ebenso wie der allgemeine Haushalt der Budgetho- 
heit des Parlaments. Sie sind daher durch Gesetz fest- 
zustellen. Im Gegensatz zum aUgemeinen Bundes- 
haushaltsrecht (§ 1 Satz 2 BHO) sind jedoch mit dem 
Haushaltsgesetz nicht nur der Gesamtplan, sondern 
auch die Einzelpläne mit ihren Kapiteln und Titeln 
(§ 13 BHO) im Bundesgesetzblatt zu veröffentiichen. 
Nur so wird dem Informationsbedürfnis der Bürger/ 
innen ausreichend Rechnung getragen. 


Zu §4 

Dem spezifischen Charakter der Fonds entspricht es, 
die Rechnungslegung den zuständigen Bundesmini- 
stern zu übertragen. Im übrigen findet die Bundes- 
haushaltsordnung Anwendung. 


Zu §5 

Die Vorschrift soll sichern, daß der/die Bürger/in sich 
tatsächhch und umfassend von der Finanzierung von 
Müitär und Rüstung ausschheßen kann. Dafür ist es 
nötig zu bestimmen, daß der Bund oder andere Kör- 
perschaften und Anstalten des öffentiichen Rechts, 
die Abgaben erheben, keine Zuschüsse oder Darle- 
hen an den Fonds gewähren dürfen. Ebenso ist die 
Finanzierung über Anleihen und Schuldscheindarle- 
hen ausgeschlossen. 

Der Müitärfonds soll ausschheßhch über die nach Ab- 
satz 3 zu erhebende Militärsteuer finanziert werden. 
Die Militärsteuer ist ihrer Rechtsnatur nach Einkom- 
mensteuer, die einer Zweckbindung unterliegt. Ihre 
Erhebung ist von Artikel 105 und 106 GG gedeckt. Um 
dies klarzustellen, enthält der Gesetzeswortiaut den 
Hinweis auf die Rechtsnatur der Militärsteuer als be- 
sonderer d. h. zweckgebundener Einkommensteuer. 

Die Höhe der Militärsteuer entspricht einem Prozent- 
satz der Einkommensteuer. Die Feststellung der 
Steuerhöhe ist mit keinerlei zusätzlichen Schwierig- 
keiten verbunden, wenn die Höhe der Einkommen- 
steuer feststeht. 

Der Vomhundertsatz ist in diesem Gesetz nicht festge- 
legt. Die Festlegung ist vielmehr dem Haushalts- 
gesetzgeber überlassen. Er kann die Höhe in einem 
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eigenen Gesetz bzw. im jährhchen Haushaltsgesetz 
festlegen. Der Vomhundertsatz wird dem Verhältnis 
der im Haushaltsplan veranschlagten Militärkosten 
zum Gesamtaufkommen des Bundes an der Einkom- 
mensteuer entsprechen. 

Es ist zweckmäßig, zum Erhebungsverfahren keine 
besonderen Regelungen zu treffen und sich darauf zu 
beschränken, die Ausführung des Gesetzes als Auf- 
tragsverwaltimg den Ländern zu überlassen. 

Das Lohnabzugsverfahren muß auch für die Mihtär- 
steuer anwendbar sein. Die Lohnsteuer karte weist 
dann die vom Arbeitgeber/von der Arbeitgeberin un- 
schwer zu erreichende Mihtärsteuer gesondert aus. 
Im Falle der Befreiung von der Mihtärsteuer kann der 
Arbeitgeber/die Arbeitgeberin dies bei Vorlage des 
Befreiimgsbescheides ebenfalls unschwer berück- 
sichtigen. Da der allgemeine Bundeshaushalt um die 
Ausgaben für die militärische Verteidigung entlastet 
wird, ist vorgesehen, daß die Einnahmen des Bundes 
aus der Einkommensteuer entsprechend gekürzt wer- 
den. Dabei ist zu berücksichtigen, daß bei Artikel 106 
Abs. 3 GG der Bund nur mit der Hälfte des Aufkom- 
mens an der Einkommensteuer beteiligt ist. Der Bun- 
desanteil ist deshalb um das Aufkommen der Mihtär- 
steuer zu kürzen. Damit ist zugleich sichergestellt, daß 
der Länderanteil an der Einkommensteuer unberührt 
bleibt, weil die Mihtärsteuer nicht den Länderanteil 
an der Einkommensteuer verändert. 


Zu §6 

Die Vorschrift regelt die Befreiung von der Mihtär- 
steuer. Von der Mihtärsteuer wird derjenige/dieje- 
nige befreit, der/die aus Gewissensgründen seine/ 
ihre persönhche finanziehe Beteihgung an Ausgaben 
zur Finanzierung von Rüstung und mihtärisch ziviler 
Verteidigung nicht mittragen kann. Die Gewissens- 


prüfung ist hierbei eine „innere“ und bedarf keiner 
staathch- administrativen Erforschung oder Überprü- 
fung. Jemand, der/die im Rahmen seiner/ihrer Ein- 
kommensteuererklärung von der Rüstungsteuer be- 
freit werden will, gibt hierdurch zu erkennen, daß er/ 
sie dies aus Gewissens gründen tut. Eine weitere 
Überprüfung des Gewissens ist nicht nötig, zumal 
dem/der Antragsteller/in aus der Befreiung kein Vor- 
teil erwächst. Der hierdurch verursachte administra- 
tive Mehraufwand dürfte gering sein. 


Zu §7 

Um auszuschließen, daß das Gebot des § 1, wonach 
die mihtärische und zivile Verteidigung ausschheß- 
lich aus dem Bundesmihtärfonds zu finanzieren ist, 
umgangen wird imd Kosten, die tatsächlich in Zusam- 
menhang mit der militärischen oder zivilen Verteidi- 
gung stehen, im allgemeinen Bundeshaushalt oder 
gar in den Landeshaushalten „versteckt“ werden, ist 
dieses Klagerecht vorgesehen. Dem Gebot des § 1 ist 
dadurch Geltung verschafft, daß insbesondere den 
Steuerpflichtigen, die von der Militärsteuer befreit 
sind und daher ein gesteigertes Interesse daran ha- 
ben, daß sie nicht über ihre anderen Steuern doch 
noch zum Miiitärhaushalt beitragen, das Recht einge- 
räumt wird, durch Klage feststellen zu lassen, daß 
Kosten der militärischen Verteidigung aus anderen 
Mitteln als aus denen des Militärfonds finanziert wer- 
den bzw. daß Kosten der mihtärischen oder zivilen 
Verteidigung aus dem nicht-mihtärischen Steuertopf 
finanziert werden. 

Für die Feststellungsklage nach § 7 Abs. 2 gilt sinnge- 
mäß das gleiche wie zu Absatz 1. 

Es ist zweckmäßig, für die Feststellungsklage den 
Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten zu eröff- 
nen. 
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